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TOP 59:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs

Drucksache: 323/13

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfs

Mit dem Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregis-
ter sowie das Unternehmensregister (EHUG) vom 10. November 2006 (BGBl. I
S. 2553) wurde die Offenlegungspflicht geändert und deren Durchsetzung dem
Bundesamt für Justiz übertragen. Dass seit mehreren Jahren mehr als 90 Prozent
der über 1,1 Millionen betroffenen Kapitalgesellschaften ihre Rechnungsunter-
lagen rechtzeitig offenlegten zeige, dass sich das Ordnungsgeldverfahren
grundsätzlich bewährt habe.

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 211. Sitzung am 29. November 2012 eine
Entschließung (vgl. BT-Drucksache 17/11702) gefasst. Danach sei zu prüfen,
ob Änderungsbedarf an dem geltenden Ordnungsgeldverfahren bestehe. Ziel sei
eine behutsame Modernisierung des Ablaufes, um das aufgrund europäischer
Vorgaben notwendige effektive Verfahren zu gewährleisten und in Einzelfällen
Härten zu mildern.

Mit dem Gesetzentwurf soll dem Anliegen des Deutschen Bundestages im We-
sentlichen in folgenden Bereichen entsprochen werden:

- Senkung der Mindestordnungsgelder für Kleinstkapitalgesellschaften und
kleine Kapitalgesellschaften von 2 500 Euro auf 500 Euro bzw. 1 000 Euro;

- Ermöglichung der Antragstellung beim Bundesamt für Justiz zur Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand bei unverschuldetem Fristversäumnis,
um unbillige Härten zu vermeiden;

- Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung in Ordnungsgeldverfahren
dadurch, dass eine Rechtsbeschwerde (über die das Oberlandesgericht ent-
scheiden soll) bei grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache oder zur Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung gegen Entscheidungen des
Landgerichts eingeführt werden soll.
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II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Rechtsausschuss, und der Wirtschaftsausschuss empfeh-
len dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des
Grundgesetzes Stellung zu nehmen.

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt klarzustellen, dass auch für Kleinstkapital-
gesellschaften das Ordnungsgeld auf 500 Euro reduziert wird, wenn diese ihren
Jahresabschluss erst nach Ablauf der Sechswochenfrist zur Veröffentlichung
eingereicht haben.

Der Rechtsausschuss empfiehlt, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens zu prüfen, ob das Ordnungsgeld deutlich herabgesetzt oder entfallen könne,
wenn die betroffenen Unternehmen ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur Offen-
legung der Rechnungsunterlagen auch nach Aufforderung innerhalb der gesetz-
ten Frist unverschuldet nicht nachkommen können.

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf ge-
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf BR-Drucksache 323/1/13 verwiesen.


